
Gegenden, sondern für das ganze nationale Gebiet“ **). 
Dies traf seinerzeit besonders für die von Engels be­
handelte deutsche Hausindustrie zu; heute ist in kapi­
talistischen Ländern die Fesselung tier Arbeiter an 
ihren Betrieb ein besonders schwerwiegender Nachteil 
des kleinen Hauseigentums für die gesamte Arbeiter­
klasse, well sie den Klassenkampf hemmt.

Von jeher ist zugegeben worden, daß es im Interesse 
der Fabrikherren liegt, ihren Arbeitern zu eigenen 
Wohnungen zu verhelfen, einerseits, weil es eine sichere 
Kapitalanlage ist, andererseits, weil die daraus un­
fehlbar resultierende Hebung der Arbeiter eine Steige­
rung ihrer Arbeitskraft nach sich ziehen muß, was 
natürlich dem Arbeitgeber zugute kommt. Die Arbeiter 
haben daher von jeher gegen diese angeblich humani­
tären Bestrebungen der Arbeitgeber erhebliche Ein­
wendungen erhoben, besonders gegen das englische 
Cottage-System (cottage = kleines Häuschen)17). Engels 
faßt das Ergebnis seiner früheren Untersuchungen17») 
dahin zusammen: „Nicht nur daß sie Monopolpreise für 
die Häuser zahlen müssen, weil der Fabrikant keine 
Konkurrenten hat; sie sind bei jedem Streik sofort ob­
dachlos; da der Fabrikant sie ohne weiteres an die Luft 
setzt und dadurch jeden Widerstand sehr erschwert“,18). 
Anderenteils wird die kapitalistische Bauindustrie stets 
nur in geringem Umfange Arbeiterwohnungen bauen, 
da teure Wohnungen ein weit besseres Spekulationsfeld 
bieten und sichereren Profit abwerfen1»).

IV
Der ökonomische Inhalt des Mietverhältnisses

Bei der Betrachtung des Mietverhältnisses wendet 
sich Engels aufs schärfste gegen die Entstellung der 
Klassenbeziehungen, die in dem Satz liegt: „Was der 
Lohnempfänger gegenüber dem Kapitalisten, das ist 
der Mieter gegenüber dem Hausbesitzer“, Engels gibt 
hier ein klassisches Muster der Analyse eines Rechts­
verhältnisses. Er stellt klar heraus, daß es sich beim 
Mietvertrag um den Kauf des zeitweiligen Gebrauchs 
einer Wohnung handelt, also um einen einfachen 
Warenkauf, bei dem der Mieter, selbst wenn er 
Arbeiter ist, als Käufer des Niessbrauchs einer Woh­
nung auftritt Bei diesem Geschäft fehlen die typischen 
Merkmale des Verhältnisses zwischen Proletarier und 
Bourgeois, zwischen Arbeiter und Kapitalisten, die den 
Verkauf der Arbeitskräfte an den Kapitalisten kenn­
zeichnen. „Um wieviel auch der Vermieter den Mieter 
übervorteilen mag, es ist immer nur ein Übertragen 
b e r e i t s  v o r h a n d e n e n ,  vorher e r z e u g t e n  
Werts“, der Arbeiter dagegen wird beim Verkauf seiner 
Arbeitskraft „immer um einen Teil seines Arbeitspro­
dukts geprellt“ 20). Das Verhältnis zwischen Mieter und 
Vermieter wird von Engels als ein ganz gewöhnliches 
Warengeschäft zwischen zwei Bürgern analysiert, das 
sich nach den ökonomischen Gesetzen des Warenver­
kaufs regelt. Dabei gelten für die Berechnung des Miet­
preises die speziellen Bedingungen für den Verkauf 
der Ware Grundbesitz (Bau- und Unterhaltungskosten 
des Hauses, Grundrente, Verwaltungskosten, Miet­
risiko)21). Die Mißachtung dieser ökonomischen Tat­
sachen brachte den von Engels kritisierten Proudhoni- 
sten M ü l b e r g e r  zu der Verdrehung, das einmal ge­
baute Haus diene als ewiger Rechtstitel auf bestimmte 
jährliche Zahlungen und werde dadurch im Laufe der 
Jahre um das Vielfache überbezahlt; das sei ungerecht, 
und daher müsse der Mieter im Laufe der Zeit Eigen­
tümer werden. Engels deckt die Unzulässigkeit eines 
solchen Sprunges aus der Ökonomie in die Juristerei 
auf. Das Verhältnis von Basis und Überbau, Ökonomik 
und Recht, wird schlagartig aufgedeckt, indem er fest­
stellt, „daß alle Rechtstitel in der Welt... einem Hause *
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nicht die Macht verleihen, seinen Kostpreis in fünfzig 
Jahren zehnmal in Gestalt von Miete bezahlt zu erhal­
ten, sondern daß bloß ökonomische Bedingungen (die in 
Gestalt von Rechtstiteln gesellschaftlich anerkannt sein 
mögen) dies zustande bringen können22)“. Der Vorwurf 
von Engels, daß Mülberger ökonomische Verhältnisse 
durch Übersetzung in juristische Ausdrucksweise ver­
fälscht hat, trifft den Kern dieser unwissenschaftlichen 
Methode und bietet einen wichtigen Maßstab der Kritik 
für ähnliche Versuche, sich aus der ökonomischen 
Realität in juristische Phrasen zurückzuziehen.

Die Kritik, mit der Engels den Gedanken abtut, durch 
Bezahlung eines Rechtstitels und Umwandlung des 
Mietzinses in eine Abschlagszahlung für den Preis der 
Wohnung die Eigentumsfrage zu lösen, ist von all­
gemeiner Bedeutung. Sie führt zu der Erkenntnis, daß 
es unzulässig ist, über ökonomische Erscheinungen nur 
juristisch zu denken und zu sprechen, da dies zwangs­
läufig von der Ökonomie entfernt. Vielmehr erfordert 
es der wissenschaftliche Sozialismus, die ökonomischen 
Verhältnisse so zu schildern, wie sie sind und wie sie 
sich entwickeln, und strikt ökonomisch den Beweis zu 
führen, in welcher Richtung ihre Entwicklung geht. 
Gerade gegenüber den reformistischen Ansichten der 
westdeutschen Sozialdemokratie ist an der scharfen Ab­
lehnung festzuhalten, mit der Engels die Forderung 
Proudhons an die derzeitige Gesellschaft zurückweist, 
„sich nicht nach den Gesetzen ihrer eignen ökonomi­
schen Entwicklung, sondern nach den Vorschriften der 
Gerechtigkeit umzugestalten“23). Denn damit zieht 
Engels scharf die Grenze zwischen Idealismus und 
Materialismus, zwischen Metaphysik und Dialektik.

Diese Kritik dehnt Engels auf die Lehre Proudhons 
vom Zins aus. Er deckt den grundsätzlichen Fehler 
auf, „alle ökonomischen Tatsachen nicht durch die Be­
dingungen der gesellschaftlichen Produktion, sondern 
durch die Staatsgesetze, in denen diese Bedingungen 
einen allgemeinen Ausdruck erhalten“ M), erklären zu 
wollen. Sehr eindringlich wird herausgearbeitet, daß 
bei einer solchen Methode „diese Staatsgesetze notwen­
digerweise als rein willkürliche Befehle erscheinen, die 
jeden Augenblick ebensogut durch ihr direktes Gegen­
teil ersetzt werden können“24). Wer denkt dabei nicht 
an die nazistischen Entwürfe von Feder und Konsorten 
zur „Brechung der Zinsknechtschaft“? Bei richtiger Er­
kenntnis des Zusammenhanges der Staatsgesetze mit 
den Produktionsverhältnissen wird klar, daß Zins sich 
trotz aller Gesetze nach wie vor nach den ökonomischen 
Gesetzen regeln wird, denen er unterworfen ist. Des­
halb verneint Engels auch die Wirksamkeit aller 
Wuchergesetze, „weil sie in der Praxis stets gebrochen 
oder umgangen wurden und der Staat seine Ohnmacht 
gegenüber den Gesetzen der gesellschaftlichen Produk­
tion bekennen mußte“ 24). In prägnanter Form ist damit 
das Verhältnis von Recht und Ökonomik, von juristi­
schen Gesetzen zu ökonomischen Gesetzen und die Auf­
gabe der Gesetzgebung bei der Förderung der ökono­
mischen Entwicklung gekennzeichnet.

V
Das westdeutsche Wohnungseigentum

Die große politische Aktualität der Aufsätze von 
Engels sei an einem Beispiel der westdeutschen Gesetz­
gebung gezeigt, das einen offensichtlichen Rückfall in 
den Proudhonismus darstellt. Die akute Wohnungsnot 
in Westdeutschland, die der Kapitalismus nicht über­
winden kann, bot erneut „den Anlaß zu allerhand 
sozialer Quacksalberei“25). Auch jetzt gibt es wieder 
viele „Theoretiker des Sozialismus“ und „Menschen­
freunde aller Art, bei denen der Wunsch, die Arbeiter 
in Eigentümer ihrer Wohnung zu verwandeln, noch 
immer eine große Rolle spielt“26). In diesem Zusam­
menhang ist besonders das westdeutsche Gesetz vom
15. März 1951 über das Wohnungseigentum und das 
Dauerwohnrecht (BGBl. I S. 175) arizuführen. Dieses 
Gesetz versucht vor allem, das Stockwerkseigentum 
wieder zu beleben, das sich im Mittelalter in Deutsch-
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